BFH Bundesfinanzhof %

Urteil vom 18. Marz 2026, Il R 13/24

Im Wesentlichen inhaltsgleich mit BFH-Urteil vom 22.04.2026 IlI R 7/24 - Kein Verbrauch der Erstausbildung durch
Ausbildung zum Rettungssanitater

ECLI:DE:BFH:2026:U.180326.11IR13.24.0
BFH Ill. Senat
EStG & 32 Abs4S 2, EStG&§ 9 Abs 6 S 2, EStG VZ 2021 , EStG VZ 2022

vorgehend Niedersachsisches Finanzgericht, 25. Mai 2023, Az: 10 K 41/22

Leitsatze

1. NV: Der Abschluss einer erstmaligen Berufsausbildung im Sinne des & 32 Abs. 4 Satz 2 des Einkommensteuergesetzes
(EStG) setzt einen Abschluss nach einer grundsatzlich mindestens einjahrigen Ausbildungsdauer voraus.

2. NV: Die Absolvierung einer 520 Stunden umfassenden Ausbildung zum Rettungssanitater mit abschlieBender Prifung
fuhrt noch nicht zum Abschluss einer erstmaligen Berufsausbildung gemaft & 32 Abs. 4 Satz 2 EStG.

3. NV: Die Legaldefinition in § 9 Abs. 6 Satz 2 EStG fur eine "Berufsausbildung als Erstausbildung” bezieht sich auf & 9
Abs. 6 Satz 1 EStG. Sie ist fur die Auslegung des in § 32 Abs. 4 Satz 2 EStG verwendeten Begriffs der "erstmaligen
Berufsausbildung” weder unmittelbar noch analog anwendbar.

Tenor

Die Revision der Beklagten gegen das Urteil des Niedersachsischen Finanzgerichts vom 25.05.2023 - 10 K 41/22 wird als
unbegruindet zurtickgewiesen.

Die Kosten des Revisionsverfahrens hat die Beklagte zu tragen.

Tatbestand

1  Streitig ist, ob der Klager und Revisionsbeklagte (Klager) fur die Monate November 2021 bis Januar 2022
(Streitzeitraum) einen Anspruch auf Kindergeld hat oder ob die abgeschlossene Rettungssanitater-Ausbildung
gemaf § 32 Abs. 4 Satz 2 des Einkommensteuergesetzes (EStG) dem Anspruch entgegensteht.

2 Der im Oktober 1998 geborene Sohn (S) des Klagers absolvierte nach der Beendigung der Schulzeit im Jahr 2016
zunachst verschiedene Praktika. Von Dezember 2016 bis Mai 2018 leistete er einen Bundesfreiwilligendienst (BFD)
im Bereich Rettungswesen. Im Rahmen des BFD nahm S an einem rund einwdchigen Lehrgang zum Sanitatshelfer
teil, zwischen Oktober 2017 und Juli 2018 absolvierte er einen insgesamt rund dreimonatigen Lehrgang zum
Rettungssanitater. Ab September 2018 arbeitete S im Krankentransport zundchst fir ein Universitatsklinikum und
anschliefend bei einem Rettungsdienst in Vollzeit.

3 Nach den Feststellungen des Finanzgerichts (FG) bewarb S sich seit Marz 2018 durchgehend fir die Ausbildung zum
Notfallsanitater. Am 01.09.2022 nahm er diese Ausbildung schlieBlich auf.

4 Der Klager erhielt fur S im Hinblick auf die laufenden Bewerbungen fiir die Ausbildung zum Notfallsanitater
zunachst weiterhin Kindergeld. Mit Bescheid vom 06.10.2021 hob die Beklagte und Revisionsklagerin
(Familienkasse) die Festsetzung des Kindergelds ab November 2021 auf. Den neuen Kindergeldantrag des Klagers
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vom 09.10.2021 lehnte die Familienkasse mit Bescheid vom 18.11.2021 ab. Das Einspruchsverfahren hierzu blieb
erfolglos (Einspruchsentscheidung vom 06.01.2022).

Nach Auffassung der Familienkasse habe der Klager zwar hinreichend dargelegt und glaubhaft gemacht, dass S sein
Berufsziel "Notfallsanitater” noch nicht erreicht und sich ausreichend um diese Ausbildung bemiht habe. Es liege
eine mehraktige Berufsausbildung vor. Der enge zeitliche Zusammenhang bleibe durch die ausreichend
nachgewiesenen Bewerbungsbemiihungen bestehen. Schadlich sei jedoch die neben den Bewerbungsbemiihungen
aufgenommene Vollzeiterwerbstatigkeit, in der S im erlernten Beruf in Vollzeit beschaftigt gewesen sei. Damit stehe
die Berufstatigkeit im Vordergrund, die Ubergangszeit kdnne nicht mehr als Ausbildungszeit im Rahmen einer
mehraktigen Ausbildung bericksichtigt werden.

Der vom Klager daraufhin erhobenen Klage gab das FG statt. Unter Aufhebung des Ablehnungsbescheids vom
18.11.2021 in Gestalt der Einspruchsentscheidung vom 06.01.2022 verpflichtete es die Familienkasse, dem Kldger
Kindergeld fur S fur November 2021 bis Januar 2022 zu bewilligen.

Mit der vom Senat zugelassenen Revision macht die Familienkasse eine Verletzung von Bundesrecht geltend. Das
Urteil des FG beruhe auf einer unzutreffenden Auslegung des & 32 Abs. 4 Satz 2 EStG.

Die Familienkasse beantragt,
das Urteil des Niedersachsischen FG vom 25.05.2023 - 10 K 41/22 aufzuheben und die Klage abzuweisen.

Der Kldger beantragt sinngemaf,
die Revision als unbegriindet zurlickzuweisen.

Entscheidungsgrunde

10

11

12

13

Die Revision ist unbegriindet. Das FG hat im Ergebnis zutreffend entschieden, dass die von S absolvierte Ausbildung
zum Rettungssanitater nicht zum Abschluss einer erstmaligen Berufsausbildung im Sinne des & 32 Abs. 4 Satz 2
EStG gefuhrt hat.

1.a) GemaR § 62 Abs. 1,8 63 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1, Satz 2, § 32 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 EStG besteht Anspruch auf
Kindergeld unter anderem fur Kinder, die das 18., aber noch nicht das 25. Lebensjahr vollendet haben und fir einen
Beruf ausgebildet werden (Buchst. a) oder eine Berufsausbildung mangels Ausbildungsplatzes nicht beginnen oder
fortsetzen konnen (Buchst. ). Nach dem Abschluss einer erstmaligen Berufsausbildung oder eines Erststudiums wird
das in Ausbildung befindliche Kind gemaf & 32 Abs. 4 Satz 2 EStG jedoch nur bertcksichtigt, wenn es keiner
Erwerbstatigkeit nachgeht; unschadlich sind nach & 32 Abs. 4 Satz 3 EStG eine Erwerbstatigkeit mit bis zu

20 Stunden regelmafiiger wochentlicher Arbeitszeit, ein Ausbildungsdienstverhaltnis oder ein geringfligiges
Beschaftigungsverhaltnis im Sinne der §8 8 und 8a des Vierten Buches Sozialgesetzbuch.

b) Unter Berufsausbildung im Sinne des & 32 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 Buchst. a EStG ist die Ausbildung zu einem
kiinftigen Beruf zu verstehen. In Berufsausbildung befindet sich, wer sein Berufsziel noch nicht erreicht hat, sich
aber ernsthaft und nachhaltig darauf vorbereitet. Der Vorbereitung auf ein Berufsziel dienen alle Mafinahmen, bei
denen es sich um den Erwerb von Kenntnissen, Fahigkeiten und Erfahrungen handelt, die als Grundlagen fur die
Ausibung des angestrebten Berufs geeignet sind. Dies ist unabhangig davon, ob die Ausbildungsmafinahmen in
einer Ausbildungs- oder Studienordnung vorgeschrieben sind; auch braucht die AusbildungsmaRnahme Zeit und
Arbeitskraft des Kindes grundsatzlich nicht Gberwiegend in Anspruch zu nehmen (Senatsurteile vom 16.09.2015 -
III R 6/15, BFHE 251, 31, BStBL II 2016, 281, Rz 10; vom 07.07.2021 - III R 24/19, BFH/NV 2021, 1486, Rz 13 f.; vom
22.09.2022 - 11l R 40/21, BFHE 278, 210, BStBL Il 2023, 251, Rz 11 f.).

c) Eine Berufsausbildung kann gemaf & 32 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 Buchst. c EStG mangels Ausbildungsplatzes nicht
begonnen oder fortgesetzt werden, wenn ein solcher Ausbildungsplatz in dem Zeitpunkt, in dem sich das Kind zu
einer Ausbildung entschlossen hat, nicht zur Verfligung steht oder bereits zugesagt wurde, aber aus schul-, studien-
oder betriebsorganisatorischen Grinden in dem fraglichen Monat noch nicht angetreten werden kann. Das Kind
muss ausbildungswillig sein und sich ernsthaft um einen Ausbildungsplatz fiir den nachstmadglichen Zeitpunkt des
Ausbildungsbeginns bemuhen. Die Ausbildungsbereitschaft des Kindes muss sich durch belegbare ernsthafte
Bemuihungen um einen Ausbildungsplatz objektiviert haben. Die blofe Behauptung, das Kind sei ausbildungswillig
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und bemihe sich um einen Ausbildungsplatz, genugt nicht (vgl. zum Ganzen z.B. Senatsurteil vom 20.02.2025 -
Il R 43/22, BFHE 288, 220, BStBL 11 2025, 512, Rz 22 ff., m.w.N.).

d) Freiwilligendienste sind als solche keine Berufsausbildung. Sie dienen in der Regel nicht der Vorbereitung auf
einen konkret angestrebten Beruf, sondern der Erlangung sozialer Erfahrungen und der Starkung des
Verantwortungsbewusstseins fir das Gemeinwohl (Senatsurteile vom 07.04.2011 - II1 R 11/09, BFH/NV 2011, 1325,
Rz 11; vom 12.10.2023 - IlI R 10/22, BFHE 282, 368, BStBL Il 2024, 267, Rz 28, m.w.N.). Auch der Gesetzgeber ging
davon aus, dass die Ableistung eines Freiwilligendienstes grundsatzlich keine Berufsausbildung darstellt (vgl.
BTDrucks IV/2138, S. 2).

e) Der durch das Steuervereinfachungsgesetz 2011 vom 01.11.2011 (BGBL | 2011, 2131) eingefugte & 32 Abs. 4

Satz 2 EStG ist enger auszulegen als & 32 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 Buchst. a EStG (Kind, das "fur einen Beruf ausgebildet
wird", vgl. BTDrucks 17/5125, S. 41, und Senatsurteile vom 03.07.2014 - III R 52/13, BFHE 246, 427, BStBL 11 2015,
152, Rz 22 ff.; vom 11.12.2018 - 11l R 26/18, BFHE 263, 209, BStBL Il 2019, 765, Rz 14; vom 20.02.2025 - Il R 43/22,
BFHE 288, 220, BStBL 11 2025, 512, Rz 38). Da es im Rahmen des & 32 Abs. 4 Satz 2 EStG auf das angestrebte
Berufsziel des Kindes ankommt, ist der "Abschluss einer erstmaligen Berufsausbildung” nicht zwingend mit dem
ersten (objektiv) berufsqualifizierenden Abschluss erfillt; dies gilt insbesondere fur mehraktige Ausbildungen (vgl.
Urteil des Bundesfinanzhofs --BFH-- vom 15.04.2015 - V R 27/14, BFHE 249, 500, BStBL Il 2016, 163, Rz 19;
Senatsurteil vom 20.02.2025 - 11l R 43/22, BFHE 288, 220, BStBL Il 2025, 512, Rz 38).

f) Die den Erstausbildungsbegriff des &§ 32 Abs. 4 Satz 2 EStG begrenzenden Kriterien sind in der bisherigen
Senatsrechtsprechung in Ubereinstimmung mit der Gesetzesbegriindung (BTDrucks 17/5125, S. 41) vor allem in den
folgenden Punkten gesehen worden: Es muss sich um einen offentlich-rechtlich geordneten Ausbildungsgang
handeln. Dieser muss auf einen Abschluss ausgerichtet sein, der in Form einer Prifung erfolgt. Durch die berufliche
Ausbildungsmafinahme muss das Kind die notwendigen fachlichen Fahigkeiten und Kenntnisse erwerben, die zur
Aufnahme eines Berufs befahigen; hiermit soll insbesondere eine Abgrenzung gegenuber dem Besuch einer
allgemeinbildenden Schule erfolgen (vgl. Senatsurteile vom 03.07.2014 - IlI R 52/13, BFHE 246, 427, BStBL Il 2015,
152, Rz 24; vom 23.10.2019 - 11l R 14/18, BFHE 266, 526, BStBL Il 2020, 785, Rz 15; vom 26.05.2021 - IlI R 39/20,
BFH/NV 2022, 102, Rz 10; vom 12.10.2023 - 11l R 10/22, BFHE 282, 368, BStBL Il 2024, 267, Rz 18; vom 20.02.2025 -
I11 R 43/22, BFHE 288, 220, BStBL |1 2025, 512, Rz 39, s. dort auch zu mehraktigen einheitlichen Berufsausbildungen,
die zeitlich und inhaltlich aufeinander abgestimmt sind).

2. Das FG hat zutreffend entschieden, dass der Klager fur den Streitzeitraum einen Kindergeldanspruch fiir den
damals 23 Jahre alten S hat. Die Vollzeittatigkeit als Rettungssanitater steht der kindergeldrechtlichen
Berlcksichtigung nicht entgegen. Zwar Uberstieg die Wochenarbeitszeit die Stundenobergrenze des § 32 Abs. 4
Satz 3 EStG von bis zu 20 Stunden regelmafiger wochentlicher Arbeitszeit, ohne dass ein
Ausbildungsdienstverhaltnis vorlag. Es fehlte bei S in den Streitmonaten aber noch am Abschluss einer erstmaligen
Berufsausbildung im Sinne des & 32 Abs. 4 Satz 2 EStG, da die Ausbildung zum Rettungssanitater nicht als eine
solche anzusehen ist, obgleich sie zu einem berufsqualifizierenden Abschluss fuhrt (a). Zwar ist die Legaldefinition
des § 9 Abs. 6 Satz 2 EStG hier nicht direkt anwendbar (b). Im Ergebnis ist der tatbestandsmafiige Abschluss einer
erstmaligen Berufsausbildung in Gestalt der Rettungssanitater-Ausbildung aber zu verneinen, weil auch im Rahmen
des § 32 Abs. 4 Satz 2 EStG grundsatzlich eine einjahrige Mindestausbildungsdauer zu verlangen ist (c).

a) Soweit § 32 Abs. 4 Satz 2 EStG einen offentlich-rechtlich geordneten Ausbildungsgang, dessen Ausrichtung auf
einen Abschluss in Form einer Prufung sowie eine berufliche AusbildungsmafRnahme zum Erwerb fachlicher
Fahigkeiten und Kenntnisse, die zur Aufnahme eines Berufs befahigen, voraussetzt, sind diese Merkmale bei der von
S absolvierten Rettungssanitater-Ausbildung erfullt.

aa) Die Tatigkeit von Rettungssanitatern lasst sich wie folgt beschreiben (vgl. Deutscher Bundestag,
Wissenschaftliche Dienste, Sachstand Ausbildung und Berufsausubung von Rettungssanitatern, Vergleich
landesrechtlicher Bestimmungen, WD 9 - 3000 - 049/22 (20.09.2022), S. 5, vgl. auch S. 12 ff.): Sie kommen "im
Rettungsdienst beim qualifizierten Krankentransport als Transportfihrer auf einem Krankentransportwagen und in
der Notfallrettung als Teil der Besatzung eines Rettungswagens, Notarztwagens oder Notarzteinsatzfahrzeuges zum
Einsatz. Dabei gehort es zu ihren Aufgaben, die Versorgung des Patienten einzuleiten und Notarzt sowie
Notfallsanitater bei der Wiederherstellung bzw. Aufrechterhaltung lebenswichtiger Korperfunktionen und der
Herstellung der Transportfahigkeit des Patienten zu unterstitzen".

bb) Die Rettungssanitater-Ausbildung dauert in Vollzeit etwa drei Monate (vgl. zum vorliegend maRgeblichen
niedersachsischen Landesrecht die Regelungen in der Verordnung Uber die Ausbildung und Prifung fur
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Rettungssanitaterinnen und Rettungssanitater --APVO-RettSan-- vom 22.06.2021, Niedersachsisches Gesetz- und
Verordnungsblatt --Nds. GVBL.-- 2021, S. 400, geandert durch Verordnung vom 15.02.2023, Nds. GVBL. 2023, S. 16).
Es handelt sich dabei nicht um eine allgemeinbildende, sondern um eine berufliche AusbildungsmaRnahme zum
Erwerb der notwendigen fachlichen Fahigkeiten und Kenntnisse zur Aufnahme des Berufs des Rettungssanitaters.
Der Abschluss ist ein berufs-qualifizierender Abschluss, auch wenn es sich nicht um einen anerkannten
Ausbildungsberuf handelt (vgl. Deutscher Bundestag, Wissenschaftliche Dienste, Sachstand Ausbildung und
Berufsauslibung von Rettungssanitatern, Vergleich landesrechtlicher Bestimmungen, WD 9 - 3000 - 049/22
(20.09.2022), S. 4; Bekanntmachung des Verzeichnisses der anerkannten Ausbildungsberufe und des Verzeichnisses
der zustandigen Stellen vom 01.03.2023 im Bundesanzeiger, BAnz AT 18.07.2023 B9).

b) Die Klagestattgabe lasst sich nicht mit der vom FG als nicht entscheidungserheblich beschriebenen Anwendung
des & 9 Abs. 6 Satz 2 EStG begrinden. Diese im Werbungskostenrecht seit dem Jahr 2015 geltende Legaldefinition
fur die Berufsausbildung als "Erstausbildung” ist fur die Auslegung des Begriffs der "erstmaligen Berufsausbildung”
in & 32 Abs. 4 Satz 2 EStG weder unmittelbar noch analog anwendbar (Siegers, Hochstrichterliche
Finanzrechtsprechung --HFR-- 2016, 723; Selder, juris PraxisReport Steuerrecht 30/2016, Anm. 4, mit Verweis auf
Schreiben des Bundesministeriums der Finanzen vom 08.02.2016, BStBL | 2016, 226, s. dort Rz 12d; zur fehlenden
umgekehrten MaRgeblichkeit der Begriffe vgl. BFH-Urteil vom 12.02.2020 - VIR 17/20 (VI R 64/12), BFHE 268, 215,
BStBL 11 2020, 719, Rz 21).

aa) Der mit Wirkung ab dem Veranlagungszeitraum 2015 in das Einkommensteuergesetz eingefiigte § 9 Abs. 6

Satz 2 EStG gemiR dem Gesetz zur Anpassung der Abgabenordnung an den Zollkodex der Union und zur Anderung
weiterer steuerlicher Vorschriften vom 22.12.2014 (BGBL | 2014, 2417) --ZollkodexAnpG-- lautet: "Eine
Berufsausbildung als Erstausbildung nach Satz 1 liegt vor, wenn eine geordnete Ausbildung mit einer Mindestdauer
von 12 Monaten bei vollzeitiger Ausbildung und mit einer Abschlussprufung durchgefiihrt wird.” Die folgenden
Satze 3 bis 5 des & 9 Abs. 6 EStG regeln die Voraussetzungen einer geordneten Ausbildung und Einzelheiten zur
Abschlussprifung.

bb) Gegen die unmittelbare Anwendung im Kindergeldrecht spricht zunachst der Gesetzeswortlaut. Die
Legaldefinition des & 9 Abs. 6 Satz 2 EStG bezieht sich ausdriicklich auf die "Berufsausbildung als Erstausbildung
nach Satz 1", also lediglich auf & 9 Abs. 6 Satz 1 EStG. Auch die Systematik spricht gegen die Anwendung des § 9
Abs. 6 Satz 2 EStG im Rahmen des Familienleistungsausgleichs, da die entsprechende Anwendung in § 32 Abs. 4
EStG --anders als zum Beispiel in § 4 Abs. 9 EStG im Bereich der Betriebsausgaben-- nicht ausdriicklich gesetzlich
angeordnet wird.

cc) Der Normkontext der beiden Vorschriften ist wesensverschieden: Wahrend & 9 Abs. 6 EStG den
Werbungskostenabzug beim Kind selbst und damit primar das objektive Nettoprinzip betrifft (vgl. Beschluss des
Bundesverfassungsgerichts --BVerfG-- vom 19.11.2019 - 2 BvL 22/14, BVerfGE 152, 274), regelt § 32 Abs. 4 EStG die
steuerliche Berucksichtigungsfahigkeit des Kindes (im Regelfall bei den Eltern) und betrifft insofern das subjektive
Nettoprinzip (vgl. zum Familienleistungsausgleich § 31 EStG). § 9 Abs. 6 EStG schlief3t den Werbungskostenabzug
fur die Erstausbildung (Berufsausbildung oder Studium) aus (zum Sonderausgabenabzug vgl. § 10 Abs. 1 Nr. 7 EStG),
der Abschluss der Erstausbildung ist infolgedessen mit Blick auf den Werbungskostenabzug fir
"Zweitausbildungen” einkommensteuerrechtlich vorteilhaft. Hingegen ist im Kindergeldrecht der Abschluss einer
erstmaligen Berufsausbildung oder eines Erststudiums insofern potenziell nachteilig, als der Kindergeldanspruch
deswegen gemaf § 32 Abs. 4 Satz 2 und 3 EStG entfallen kann.

dd) Auch aus den Gesetzesmaterialien zu § 9 Abs. 6 EStG i.d.F. des Beitreibungsrichtlinie-Umsetzungsgesetzes vom
07.12.2011 (BGBL 1 2011, 2592) --BeitrRLUmMsG-- und zu & 9 Abs. 6 Satz 2 ff. EStG i.d.F. vom 22.12.2014 (BGBL | 2014,
2417) lasst sich nichts fir die Annahme ableiten, dass die Legaldefinition des & 9 Abs. 6 Satz 2 EStG auch auf § 32
Abs. 4 Satz 2 EStG zu erstrecken sein kdnnte (vgl. z.B. BTDrucks 17/7524, S. 4 ff., 10 f.; BTDrucks 18/3017, S. 14 f.,
42 ff.; BTDrucks 18/3441, S. 2, 23 f., 56, urspruinglich sah der Gesetzentwurf eine Mindestausbildungsdauer von

18 Monaten vor; vgl. zur jeweiligen Historie auch Wendl, FinanzRundschau 2014, 167, und Einsfelder, HFR 2023,
646 f.).

ee) Schliefslich fehlt es hinsichtlich der fur den Bereich der Betriebsausgaben (§ 4 Abs. 9 EStG), nicht aber fur den
Bereich des Familienleistungsausgleichs angeordneten Verweisung auch an Anhaltspunkten fur das Vorliegen einer
planwidrigen Regelungslicke des § 32 Abs. 4 Satz 2 EStG, die eine analoge Anwendung der Legaldefinition des § 9
Abs. 6 Satz 2 EStG im Kindergeldrecht rechtfertigen kdnnte (vgl. zu den Analogievoraussetzungen Senatsurteil vom
20.02.2025 - 11l R 10/24, BFHE 287, 387, BStBL Il 2025, 457, Rz 18 ff.).
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27 c¢) Dennoch ist die Rettungssanitater-Ausbildung aufgrund ihrer kurzen Dauer nicht als Erstausbildung im Sinne des
§ 32 Abs. 4 Satz 2 EStG anzusehen. Die "Kurzqualifizierung” fuhrt zwar zu einem berufsqualifizierenden Abschluss.
Sie fihrt jedoch noch nicht zum Verbrauch der Erstausbildung, weil sie nicht die Mindestanforderungen erfiillt, die
--Uber die bisherigen Rechtsgrundsatze zur Konkretisierung des Erstausbildungsbegriffs gemafs § 32 Abs. 4 Satz 2
EStG hinaus-- an die Ausbildungsdauer zu stellen sind. Insbesondere aus teleologischen Gruinden ist fur den
Abschluss einer erstmaligen Berufsausbildung gemaf & 32 Abs. 4 Satz 2 EStG grundsatzlich eine Mindestdauer von
einem Jahr zu fordern.

28 aa) Die Neuregelung des & 32 Abs. 4 Satz 2 und 3 EStG erfolgte durch das Steuervereinfachungsgesetz 2011. In der
Begrindung zum Gesetzentwurf (BTDrucks 17/5125, S. 41) wurde ausgefiihrt, der Wegfall der Einklinfte- und
Bezugegrenze mache es erforderlich, die Berlicksichtigung von Kindern mit einer nebenbei ausgelibten
Erwerbstatigkeit neu zu fassen. Zukunftig solle eine Erwerbstatigkeit nur noch bis zum Abschluss der ersten
Berufsausbildung oder eines Erststudiums (vgl. "8 12 Absatz 5 EStG", gemeint § 12 Nr. 5 EStG a.F.) eines Kindes
auBer Betracht bleiben. Nach Abschluss einer erstmaligen Berufsausbildung oder eines Erststudiums bestehe die
"widerlegbare Vermutung, dass das Kind in der Lage ist, sich selbst zu unterhalten”. Diese Vermutung gelte durch
den Nachweis als widerlegt, dass das Kind sich in einer weiteren Berufsausbildung befinde und tatsachlich keiner
(schadlichen) Erwerbstatigkeit nachgehe, die Zeit und Arbeitskraft des Kindes lGiberwiegend in Anspruch nehme (aus
Grunden der Rechtsklarheit typisierende Festlegung einer Stundenobergrenze von 20 Stunden "ausgehend von
einer wochentlichen Regelarbeitszeit von 40 Stunden”). In der Begriindung des Gesetzentwurfs wurde ferner
festgehalten, dass Kinder in Berufsausbildung wie bisher berlicksichtigt wirden (keine Einschrankung des
Ausbildungsbegriffs). Der in § 32 Abs. 4 Satz 2 EStG verwendete Begriff der Berufsausbildung sei demgegenuber
enger gefasst und solle sicherstellen, dass nicht bereits jede allgemein berufsqualifizierende Mafinahme wie
beispielsweise ein Computerkurs zum Verbrauch der Erstausbildung fuhre.

29 bb) Wie der Senat bereits entschieden hat, ist ein Abschluss einer erstmaligen Berufsausbildung nicht in jedem Fall
mit dem ersten (objektiv) berufsqualifizierenden Abschluss gegeben. Neben der Fallkonstellation der mehraktigen
einheitlichen Ausbildung (vgl. Senatsurteile vom 11.12.2018 - Il R 26/18, BFHE 263, 209, BStBL Il 2019, 765; vom
07.04.2022 - Il R 22/21, BFHE 276, 356, BStBL Il 2022, 678) ist eine weitere Ausnahme fur die im Streitfall
gegebene Fallkonstellation der "Kurzqualifizierung" mit einer Ausbildungsdauer von weniger als einem Jahr zu
bejahen. Eine unter einem Jahr liegende Ausbildungsdauer ist fuir Berufsausbildungen dufRerst ungewohnlich, wie
das Verzeichnis der anerkannten Ausbildungsberufe belegt (BAnz AT 18.07.2023 B9, S. 136 ff,, unter 1.3.1.8
"Ausbildungsberufe nach Ausbildungsdauer”). Danach dauern berufliche Ausbildungen in der Regel drei Jahre, in
selteneren Fallen zwei oder dreieinhalb Jahre (vgl. im Kontext des Rettungsdienstes die in Vollzeitform dreijahrige
Notfallsanitater-Ausbildung, s. dazu das Notfallsanitatergesetz vom 22.05.2013, BGBL | 2013, 1348 --NotSanG--,
sowie die Erlauterungen im Gesetzentwurf der Bundesregierung, BTDrucks 17/11689; zur Dauer und Struktur der
Ausbildung s. § 5 NotSanG, vgl. auch die bundeseinheitliche, aufgrund der Verordnungsermachtigung des § 11
NotSanG erlassene Ausbildungs- und Prufungsverordnung fur Notfallsanitaterinnen und Notfallsanitater). Vereinzelt
kénnen kirzere Ausbildungsdauern von einem Jahr in Betracht kommen, so zum Beispiel bei den Pflegehelfer-
Berufen (vgl. https;//www.arbeitsagentur.de/bildung/ausbildung/ausbildungswege und
https://www.ausbildung.de/berufe/themen/einjaehrige-ausbildung sowie Verzeichnis landesrechtlich geregelter
Berufe im Gesundheits- und Sozialwesen sowie sozialpflegerischer und sozialpadagogischer Berufe,

BAnz AT 18.07.2023 B9, S. 224 ff.).

30 cc) Nach dem Normzweck ist bei Berufsausbildungen mit einer Dauer von weniger als einem Jahr kein Verbrauch der
Erstausbildung anzunehmen.

31 Die Funktion des steuerlichen Familienleistungsausgleichs besteht primar darin, einen Einkommensbetrag in Hohe
des Existenzminimums eines Kindes einschlieflich der Bedarfe fir Betreuung, Erziehung oder Ausbildung steuerlich
freizustellen (& 31 Satz 1 EStG), wobei zum Ausbildungsbedarf auch der Ausbildungsunterhalt im Sinne von & 1610
des Birgerlichen Gesetzbuchs (BGB) zahlt (Senatsurteil vom 03.07.2014 - 11l R 52/13, BFHE 246, 427, BStBL |1 2015,
152, Rz 28). § 32 Abs. 4 Satz 2 EStG grenzt die Unterhaltsverantwortung der Eltern fir "eine” Ausbildung des Kindes
von der Verantwortung des Kindes fur die eigene Unterhaltssicherung ab (Senatsurteil vom 03.07.2014 - 11l R 52/13,
BFHE 246, 427, BStBL 11 2015, 152, Rz 30).

32 Nach § 1610 Abs. 2 BGB schulden die Eltern eine Berufsausbildung, die der Begabung und den Fahigkeiten, dem
Leistungswillen und den beachtenswerten Neigungen des Kindes am besten entspricht und die sich in den Grenzen
der wirtschaftlichen Leistungsfahigkeit der Eltern halt (vgl. Beschluss des Bundesgerichtshofs vom 03.05.2017 -

X1l ZB 415/16, Neue Juristische Wochenschrift 2017, 2278, Rz 11 f., m.w.N.). Dass die Ausbildung zum
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33

34

35

36

37

38

39

40

Rettungssanitater in unterhaltsrechtlicher Hinsicht einer "vollwertigen Erstausbildung” insofern nicht gleichsteht,
hat das Oberlandesgericht Miinchen, Senat fiir Familiensachen, mit Beschluss vom 18.12.2024 - 16 UF 285/24 e
(Zeitschrift fur das gesamte Familienrecht 2025, 1118) fiir die Ausbildung nach der Bayerischen
Rettungssanitaterverordnung entschieden.

Das Einkommensteuerrecht berucksichtigt die Unterhaltsverpflichtung, indem es die zu deren Erflillung
aufzuwendenden Betrage typisierend im Rahmen des Familienleistungsausgleichs und als auRergewohnliche
Belastung in besonderen Fallen (88 31 f., 33a EStG) bei den Eltern zum Abzug zuldsst (BVerfG-Beschluss vom
19.11.2019 - 2 BvL 22/14, BVerfGE 152, 274, Rz 125). Ausweislich der integrierten Ausbildungsberichterstattung des
Statistischen Bundesamtes fur die Jahre 2005, 2021, 2022, 2023 und 2024 (abzurufen unter
https://www.statistischebibliothek.de und https://www.destatis.de) zum Sektor "Berufsausbildung” begannen rund
90 % der in diesem Sektor erfassten Anfanger und Anfangerinnen im Bildungsgeschehen eine Ausbildung entweder
im dualen System nach dem Berufsbildungsgesetz beziehungsweise der Handwerksordnung oder eine schulische
Berufsausbildung in Gesundheits-, Erziehungs- und Sozialberufen. Wie oben ausgefihrt, dauert eine typische
Ausbildung in einem anerkannten Ausbildungsberuf im Regelfall drei Jahre, wahrend im Bereich der Helferberufe im
Gesundheits- und Sozialwesen auch einjahrige Ausbildungsgange existieren. Daraus ist abzuleiten, dass die Eltern
typischerweise jedenfalls eine Berufsausbildung schulden, die mindestens ein Jahr dauert.

dd) Angesichts der Nennung des Erststudiums neben der erstmaligen Berufsausbildung spricht auch die
systematische Gesetzesauslegung dafur, Ausbildungen mit einer Dauer von weniger als einem Jahr vom
Anwendungsbereich des § 32 Abs. 4 Satz 2 EStG auszunehmen. Ebenso wie eine typische Berufsausbildung dauert
auch ein typisches Bachelor-Studium (mindestens) drei Jahre (vgl.
https://www.arbeitsagentur.de/bildung/studium/rund-ums-studium).

ee) Die Berlicksichtigung der Gesetzesmaterialien flhrt nicht zu einem anderen Ergebnis. Vielmehr spricht der in der
Begriindung des Gesetzentwurfs enthaltene Hinweis darauf, dass nicht bereits jede allgemein berufsqualifizierende
MaRnahme wie beispielsweise ein Computerkurs zum Verbrauch der Erstausbildung fihrt (BTDrucks 17/5125, S. 41),
dafur, dass der Gesetzgeber Kurzausbildungen aus dem Erstausbildungsbegriff ausklammern wollte.

ff) Die frihere Rechtsprechung zur Rechtslage vor Inkrafttreten des & 9 Abs. 6 Satz 2 EStG und zu § 12 Nr. 5 EStG
a.F. steht nicht im Widerspruch zur Auslegung, dass der erfolgreiche Abschluss einer 520 Stunden umfassenden
Ausbildung zum Rettungssanitater noch nicht zum Abschluss einer erstmaligen Berufsausbildung gematf’ § 32 Abs. 4
Satz 2 EStG fihrt.

Der BFH hat zwar durch Urteil vom 27.10.2011 - VI R 52/10 (BFHE 235, 444, BStBL 11 2012, 825) entschieden, dass
eine erstmalige Berufsausbildung im Sinne von & 12 Nr. 5 EStG a.F. weder ein Berufsausbildungsverhaltnis nach
dem Berufsbildungsgesetz noch eine bestimmte Ausbildungsdauer voraussetzt (Rz 15) und dass die Ausbildung zum
Rettungssanitater eine erstmalige Berufsausbildung ist (Rz 16; zur Qualifizierung einer circa 1,5-monatigen
Rettungshelfer-Ausbildung als Berufsausbildung im Sinne des § 9 Abs. 6 EStG i.d.F. des BeitrRLUmsG vgl. BFH-Urteil
vom 12.01.2023 - VI R 41/20, HFR 2023, 645; zu dem mit Wirkung ab Veranlagungszeitraum 2015 geanderten § 9
Abs. 6 EStG i.d.F. des ZollkodexAnpG mit Legaldefinition in Satz 2 s.a. BFH-Urteil vom 15.02.2023 - VIR 22/21, HFR
2023, 651).

Aus dieser zu einer anderen Vorschrift --und aufierdem zu einer tUberholten Gesetzesfassung-- ergangenen
Entscheidung lasst sich jedoch nicht ableiten, dass die Aussage auch fir den Abschluss einer erstmaligen
Berufsausbildung gemaf: § 32 Abs. 4 Satz 2 EStG Geltung beanspruchen kann. Soweit der Senat im Kindergeldrecht
das "Rettungssanitater-Urteil” VI R 52/10 zitiert hat, hat er damit lediglich das Vorliegen einer Berufsausbildung
gemaf § 32 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 Buchst. a EStG begriindet (Senatsurteil vom 03.07.2014 - 11l R 53/13, BFHE 246, 437,
BStBL II 2015, 282, Rz 24, zur Rettungssanitater-Ausbildung im Rahmen eines freiwilligen Wehrdienstes), nicht
hingegen den Abschluss einer erstmaligen Berufsausbildung im Sinne des & 32 Abs. 4 Satz 2 EStG. Wie bereits
dargelegt, ist der Berufsausbildungsbegriff des & 32 Abs. 4 Satz 2 EStG enger auszulegen als jener in § 32 Abs. 4
Satz 1 Nr. 2 Buchst. a EStG. Eine |dentitat der Begriffsbestimmungen besteht nicht.

3. Das FG hat im Ergebnis zutreffend entschieden, dass die von S im Rahmen des BFD absolvierte Ausbildung zum
Rettungssanitater nicht zum Abschluss einer erstmaligen Berufsausbildung gemaf § 32 Abs. 4 Satz 2 EStG gefuhrt
hat und der Klager deshalb im Streitzeitraum fur S kindergeldberechtigt war.

a) S hat in den Streitmonaten die Anforderungen an die Berticksichtigung gemaf? § 32 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 Buchst. c
EStG erfullt, indem er sich ernsthaft um einen Ausbildungsplatz als Notfallsanitater bemiiht hat. Das FG hat in nicht
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41

42

43

zu beanstandender Weise festgestellt, dass der Kldager die Bewerbungsbemiihungen des S durch die Vorlage
zahlreicher Bewerbungsschreiben nebst Reaktionen der Ausbildungsbetriebe nachgewiesen habe, die
ausreichenden Bewerbungsbemihungen zwischen den Beteiligten unstreitig seien, die Verwirklichung der
angestrebten Ausbildung nicht an den personlichen Verhaltnissen des S gescheitert sei und die tatsachliche
Aufnahme der Ausbildung im September 2022 die generelle Eignung des S fur die Notfallsanitater-Ausbildung
indiziere. Vor diesem Hintergrund sieht der erkennende Senat von weiteren Ausfiihrungen zum Vorliegen der
Voraussetzungen des & 32 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 Buchst. ¢ EStG ab.

b) Die von S absolvierte Ausbildung zum Rettungssanitater hat nicht zum Abschluss einer erstmaligen
Berufsausbildung im Sinne des & 32 Abs. 4 Satz 2 EStG geflhrt.

) Darauf, dass der Klage --wie vom FG angenommen-- in revisionsrechtlich nicht zu beanstandender Weise auch
mit der Bejahung der einheitlichen mehraktigen Berufsausbildung zum Notfallsanitater stattgegeben werden
konnte, kommt es nicht mehr an. Ausgehend von dem unstreitig gegebenen engen sachlichen und zeitlichen
Zusammenhang zwischen den Ausbildungen zum Rettungssanitdter und zum Notfallsanitdter stinde dem
Kindergeldanspruch unter den Umstanden des Streitfalls nicht entgegen, dass der sich in einer unvermeidbaren
Wartezeit befindende S zu deren Uberbriickung einer Vollzeittatigkeit als Rettungssanititer nachging. Entgegen der
Annahme der Familienkasse kann eine solche Vollzeittatigkeit allein nicht als ein besonderer Umstand im Sinne der
Senatsrechtsprechung verstanden werden, der es rechtfertigt, den Kindergeldanspruch wahrend der
unvermeidbaren Wartezeit zu versagen (vgl. Senatsurteile vom 21.03.2019 - 11l R 12/18, BFH/NV 2019, 1082, Rz 25;
vom 21.03.2019 - IlI R 56/18, BFH/NV 2019, 918, Rz 25).

Denn der Senat hat bei der Fortentwicklung der Rechtsprechungsgrundsatze zur Abgrenzung einer einheitlichen
Erstausbildung mit daneben ausgeubter Erwerbstatigkeit von einer berufsbegleitend durchgefiihrten Weiterbildung
(Zweitausbildung) in den Blick genommen, dass das Kind zur Uberbriickung einer Beschaftigung nachgeht. Er hat
unter anderem den Umstand, dass ein solches Beschaftigungsverhaltnis bis zum Beginn des nachsten
Ausbildungsabschnitts befristet ist, als ein in die Gesamtwirdigung der Verhdltnisse einzustellendes Kriterium
angesehen, das fur eine im Vordergrund stehende Berufsausbildung sprechen kann.

44 4. Die Kostenentscheidung folgt aus § 135 Abs. 2 der Finanzgerichtsordnung.

Quelle: www.bundesfinanzhof.de

Seite 7von 7


https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202650137/

	Urteil vom 18. März 2026, III R 13/24
	Leitsätze
	Tenor
	Tatbestand
	I.

	Entscheidungsgründe
	II.



